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Die Kleine Anfrage 178 beantworte ich wie folgt: 

Die alliierten Rechte, zum Schutze der Sicherheit der in der Bun- 
desrepublik stationierten Streitkräfte in gewissen Fällen eine Post- 
und Telefonüberwachung durchzu führen, erlösdien gemäß Artikel 5 
Abs. 2 des Deutschland Vertrages erst in dem Augenblick, in dem 
ein deutsches Bundesgesetz gemäß Artikel 10 des Grundgesetzes 
diese Materie regelt. In der Zwischenzeit sind die alliierten Rechte 
in Konsultation mit der Bundesregierung auszuüben. Voraussetzung 
für die Ausübung der Rechte ist, daß die Bundesregierung mit den 
Alliierten darin übereinstimmt, daß die Umstände die Ausübung 
solcher Rechte erfordern. Eine solche Konsultation hat seit dem 
5. Mai 1955 noch nicht stattgefunden. Soweit die Bundesregierung 
nach erfolgter Konsultation eine beschränkte Weiterausübung der 
alliierten Überwachungsrechte für erforderlich halten sollte, wird 
dies unter dem Gesichtspunkt geschehen, daß die in Deutschland 
stationierten fremden Streitkräfte die Aufgabe haben, die Verteidi- 
gung der Bundesrepublik zu sichern, und daß die Sicherheit der 
Streitkräfte daher zugleich auch im Interesse der Sicherheit der Bun- 
desrepublik liegt. Die Bundesregierung hat sich an die drei Mächte 
mit dem Vorschlag gewandt, in einen Meinungsaustausch zwischen 
Sachverständigen über Art und Maß der zum Schutze der Sicher- 
heit der alliierten Truppen erforderlichen Überwachung einzutreten. 

Bis zu dem Zeitpunkt, in dem dieser Meinungsaustausch durch- 
geführt ist, kann nach Auffassung der Bundesregierung Im Hinblick 
auf die internationale Lage nicht schledithin auf Maßnahmen der 
Post- und Telefonüberwachung im Interesse der Sicherheit der 
Streitkräfte verzichtet werden. Die Bundesregierung hat daher gegen 
die vorläufige Fortsetzung des seitherigen Verfahrens auf diesem 
Gebiet keine Einwendungen erhoben und damit zum Ausdruck 
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gebracht, daß sie Maßnahmen der bezeichne ten Art im gemeinsamen 
Interesse der Sicherheit der Streitkräfte und der Bundesrepublik für 
erforderlich hält. Eine solche Beurteilung der politischen Lage durch 
die Bundesrepublik hält sich im Rahmen der ihr verfassungsmäßig 
zustehenden Kompetenzen. Sie enthält keine Mitwirkung an der 
Ausübung der von den drei Mächten in Artikel 5 Abs. 2 des 
Deutschland Vertrages vorbehaltenen Sicherheitsbefugnisse, die als 
vorübergehender Überhang ehemals weitergehender besatzungsrecht- 
licher Befugnisse den Beschränkungen von Artikel 10 des Grund- 
gesetzes nicht unterliegen. 


Dr. von Brentano 



